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Immobilienpreise. Wer in Deutschlands Ballungsräumen eine Wohnung oder 
ein Haus kauft, muss immer tiefer in die Tasche greifen. Noch gibt es aber 
keine Anzeichen für eine spekulative Blase. Denn die Immobilien in der Bun-
desrepublik sind meist grundsolide finanziert.

die niedrigen Zinsen, um einen Hy-
pothekenkredit für den Erwerb eines 
Eigenheims aufzunehmen. Beides 
treibt die Nachfrage nach Immobi-
lien – und somit die Preise.

Eine Standardeigentumswohnung 
kostet heute bundesweit im Schnitt 
8,3 Prozent mehr als im Jahr 2010.

Diese Entwicklung weckt Be-
fürchtungen, Deutschland drohe ein 
ähnliches Schicksal wie den USA, 
Großbritannien oder Spanien. Dort 
haben sich viele Bauherren über-
nommen. Sie hatten spekuliert, dass 
ihr Eigenheim immer weiter an Wert 
gewinnt und somit die Bedienung 
und Rückzahlung der Kredite kein 
Problem ist – ein Trugschluss, wie 
sich zeigte.

Entsteht gerade in Deutschland 
eine ähnliche Blase, die zu platzen 
droht? Eher nicht. Denn die Situati-
on hierzulande unterscheidet sich 
doch ziemlich stark von den anglo-
amerikanischen und südeuropä-
ischen Verhältnissen.

Kräftige Preissprünge sind kein 
bundesweites Phänomen, sie kon-
zentrieren sich vielmehr auf die Me-
tropolen und Wachstumsregionen 
der Republik. Während beispielswei-
se in Magdeburg, Hamm, Saarbrü-
cken und in vielen Landkreisen die 
Preise für Eigentums- 
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Immobilien: Berlin schießt 
den Preis ab
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onsentscheidungen. Gegen eine Bla-
se spricht auch die grundsolide Fi-
nanzierungskultur in Deutschland. 
Gerade in den USA und anderen 
Krisenstaaten hatten viele Menschen 
ohne Eigenkapital gebaut. Das Kre-
ditvolumen hatte sich dort vor dem 
Platzen der Blase stark erhöht. In 
Spanien etwa wuchs es zwischen 
2003 und Ende 2007 um 133 Pro-
zent, in Irland um 152 Prozent.

In Deutschland dagegen hat das 
Kreditvolumen seit 2010 nur um 4 
Prozent zugelegt. Die Fremdkapital-
quote ist sogar von 80 Prozent im 
Herbst 2009 auf 78 Prozent im Früh-
jahr 2013 gesunken. Darüber hinaus 
finanzieren hierzulande gerade Haus
halte mit niedrigerem Einkommen 
ihre Immobilie mit einem hohen An-
teil an Erspartem (Grafik). In den 
USA dagegen hatten sich ausgerech-
net diese Haushalte stark verschuldet.

Ein Absturz der Immobilienpreise 
ist also in Deutschland nicht zu er-
warten – aber auch keine Preisrallye. 
Vielmehr wird sich die Situation 
mittelfristig entspannen, zumal in 
den Metropolen viel gebaut wird. 
Dabei sollten neue Bauflächen nicht 
nur in den Innenstädten ausgewiesen 
werden, sondern auch am Stadtrand. 
Neue Wohnhochhäuser sollten eben-
falls ins Kalkül gezogen werden. 
Damit Wohnraum bezahlbar bleibt, 
müssen große Städte auch in die 
Höhe wachsen.

Gänzlich kontraproduktiv wäre 
dagegen die immer wieder diskutier-
te Mietpreisbremse für Neuverträge. 
Das würde Investoren verschrecken 
und so die Wohnungsknappheit ver-
schlimmern – und die Preise noch 
weiter nach oben klettern lassen.

um etwa 4 Prozent gestiegen ist, lag 
der Zuwachs in München und Berlin 
bei 6 Prozent.

•	 Wachstum der Städte. Entgegen 
dem allgemeinen Trend einer 
schrumpfenden Bevölkerung wach-
sen die Metropolen laut verschie-
denen Prognosen teilweise noch über 
das Jahr 2030 hinaus. Allein für 
München rechnet man in den kom-
menden 20 Jahren mit einem Ein-
wohnerzuwachs von 15 Prozent.

Der Bedarf an Wohnraum steigt 
des weiteren auch durch den Zuzug 
von Migranten. Berlin beispielswei-
se wuchs deshalb 2011 um 24.000 
Einwohner. Dem standen im glei-
chen Jahr nur 3.500 neue Woh-
nungen gegenüber.

Wohnen in der Stadt ist zudem 
wieder hip. Eltern mit Kindern 
schätzen die kurzen Wege zur Schu-
le und die „jungen“ Senioren das 
Kulturangebot, das nun mal in Ber-
lin größer ist als in Oranienburg. 
Auch die ärztliche Versorgung ist in 
der Stadt besser als auf dem Land.

Diese Trends werden sich so 
schnell nicht umkehren – sie sind 
damit eine solide Basis für Investiti-

wohnungen stagnieren oder 
sogar zurückgehen, sind sie in Ber-
lin, München und Hamburg seit dem 
Jahr 2010 um rund 15 Prozent ge-
stiegen (Grafik Seite 1).

In den Städten, die von den aktu-
ellen Preissteigerungen betroffen sind, 
wohnen insgesamt rund 15 Millionen 
Einwohner – das ist weniger als ein 
Fünftel der Bevölkerung.

Dass in den angesagten Metropo-
len die Preise für Immobilien und in 
der Folge auch die Mieten steigen, 
ist gut erklärbar und hat nichts mit 
wilder Spekulation zu tun:

•	 Einkommens- und Beschäftigungs-
entwicklung. Seit 2010 sind die Brut-
tolöhne in Deutschland um 8,9 Pro-
zent und damit deutlich kräftiger als 
in den Jahren zuvor gestiegen. Folg-
lich sind höhere Preise und Mieten 
auch langfristig zu verkraften. Au-
ßerdem haben die Metropolen vom 
jüngsten Beschäftigungsaufbau und 
der damit verbundenen höheren 
Kaufkraft profitiert.

Während bundesweit die Zahl der 
sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten zwischen dem dritten Quartal 
2010 und dem dritten Quartal 2012 
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Monatliches Haushaltsnettoeinkommen in Euro im Jahr 2012

Ursprungsdaten: Verband deutscher Pfandbriefbanken

Eigenheime: Solide finanziert
Lesebeispiel: Ein Haushalt mit einem monatlichen Nettoeinkommen von knapp 2.700 Euro 
finanziert sein Eigenheim im Durchschnitt zu 30 Prozent aus Erspartem, die übrigen 139.000 Euro 
werden als Kredit aufgenommen.

Eigenmittel in Euro
Fremdmittel in Euro

Eigenmittelquote in Prozent

264.000

131.000

211.000

79.000

27 332530
58.000

174.000

139.000

59.000

4.811 und mehr3.533 bis 4.8102.669 bis 3.532bis 2.668

Weitere Informationen:
www.iwkoeln.de/immobilienblase



Kroatien. Am 1. Juli tritt Kroatien als 
28. Land der Europäischen Union bei. 
Die Freude der Kroaten über die Mit-
gliedschaft dürfte die großen wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten allerdings 
nur kurzzeitig überdecken.

Seit 2009 steckt Kroatien in einer 
Rezession – bis zum vergangenen 
Jahr schrumpfte das Bruttoinlands-
produkt (BIP) preisbereinigt um fast 
11 Prozent. Selbst wenn man Kauf-
kraftunterschiede berücksichtigt, 
betrug die Wirtschaftsleistung je 
Einwohner im Jahr 2012 nur noch 
58 Prozent des EU-Durchschnitts 
(Grafik). Eine rasche Besserung ist 
nicht zu erwarten:

Für das laufende Jahr rechnet die 
EU-Kommission mit einem erneuten 
Rückgang des kroatischen BIP um 
real 1 Prozent. Erst 2014 könnte es 
wieder ganz leicht bergauf gehen.

Die Wirtschaftskrise hat auch die 
Zahl der Arbeitslosen seit 2008 von 
149.000 auf 272.000 steigen lassen 
– die Arbeitslosenquote erreichte 
2012 fast 16 Prozent. Ebenso drama-
tisch ist die Lage der öffentlichen 
Finanzen – gemessen am BIP hat 
sich die Staatsverschuldung seit 2008 
nahezu verdoppelt.

Nach Ansicht von Wirtschafts
experten – etwa vom Internationalen 
Währungsfonds – sind diese Pro-
bleme zum großen Teil hausgemacht. 
So kommen Strukturreformen nur 
langsam voran, zum Beispiel werden 
staatliche Unternehmen nach wie 
vor zu zögerlich privatisiert. Zudem 
ist das Sozialsystem ineffizient: Im 
Gesundheitswesen gäbe es viel Ra
tionalisierungsspielraum, und im 
Rentensystem ließe sich durch die 

Einschränkung der Frühverrentung 
viel Geld sparen.

Auch die Bedingungen für Unter-
nehmen sind nicht optimal, so trü-
ben übermäßige Regulierungen, 
langwierige Genehmigungsverfah-
ren und ein unsicherer rechtlicher 
Rahmen das Investitionsklima. Dies 
schlägt sich in der jüngsten Kon-
junkturumfrage der deutschen Au-
ßenhandelskammern nieder:

Drei Viertel der in Kroatien tätigen 
ausländischen Firmen sind mit der 
öffentlichen Verwaltung unzufrieden; 
zwei Drittel halten die Wirtschafts-
politik für kaum berechenbar.

Dagegen werden Qualifikation 
und Produktivität der Arbeitnehmer 
mehrheitlich positiv beurteilt.

Dass die Leistungsbilanz im ver-
gangenen Jahr trotz der unbefriedi-
genden Standortbedingungen für 
Unternehmen fast ausgeglichen war, 
ist den Einnahmen aus dem Touris-
mus in Höhe von 6,1 Milliarden 
Euro zu verdanken.

Allein im Jahr 2012 reisten rund 
10 Millionen ausländische Gäste an 
die kroatischen Strände und in die 
Städte – 4,5 Prozent mehr als 2011.

Im Warenhandel verbuchte Kro-
atien hingegen zuletzt ein Minus von 
rund 6 Milliarden Euro. Die Aus-
fuhren konzentrieren sich bislang 
stark auf eher grundlegende Güter 
wie chemische Erzeugnisse (etwa 17 
Prozent), Erdölprodukte (17 Pro-
zent) und Nahrungsmittel (10 Pro-
zent). Insgesamt verkaufte Kroatien 
zuletzt 58 Prozent seiner Exportgü-
ter an EU-Staaten – wobei Italien 
mit 15 Prozent und Deutschland mit 
10 Prozent der gesamten Ausfuhren 
die wichtigsten Kunden waren.
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Quellen: Europäische 
Kommission, OECD

Reales Bruttoinlandsprodukt (BIP)
Veränderung gegenüber Vorjahr
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BIP je Einwohner, EU-27=100
um Kaufkraftunterschiede bereinigt

Verbraucherpreise
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

Leistungsbilanzsaldo
in Prozent des BIP

Schuldenstand
in Prozent des BIP
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Arbeitslosenquote
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EU-Nachwuchs  
mit großen Problemen



Der Unterschied macht’s 

Unternehmenskultur. Am 11. Juni 
2013 wird der 1. Deutsche Diversity-
Tag gefeiert. Zwar gibt es den Vielfalts-
gedanken schon seit den 1960er Jah-
ren, bislang sind in puncto Diversity 
Management aber fast nur Großunter-
nehmen aktiv. 

Wenn es um Diversity geht, den-
ken viele erst mal an die Frauenquo-
te. Zwar ist die Dimension „Ge-
schlecht“ im Diversity Management 
ein wichtiges Thema. Allerdings 
gehört zu einer vielfältigen Beleg-
schaft noch mehr. Weitere Dimensi-
onen sind Alter, sexuelle Orientie-
rung, ethnische Herkunft, Behinde-
rung und Religion. 

Die 30 DAX-Unternehmen nut-
zen nach einer Umfrage des Kölner 
Beratungsunternehmens Synergy 
Consult bereits heute die Vorteile, 

die eine vielfältige Belegschaft mit 
sich bringt. So stellen 25 von ihnen 
extra einen Mitarbeiter ab, der sich 
um die Strategien und Maßnahmen 
zur Förderung der kulturellen Viel-
falt kümmert. 

In den kleinen und mittleren Un-
ternehmen (KMU) ist das Diversity 
Management dagegen noch nicht 
richtig angekommen. Denn das All-
tagsgeschäft der KMU bindet meist 
den Großteil ihrer eher begrenzten 
Ressourcen. Doch schon mit kleinen 
Maßnahmen lässt sich in Sachen 
Diversity bereits viel erreichen. So 
können sie zum Beispiel mit Stellen-
ausschreibungen eine möglichst brei-
te Gruppe an Bewerbern ansprechen 
und die Stelle objektiv nach den 
geforderten Kompetenzen besetzen. 

Dass Unternehmen sich der per-
sonellen Vielfalt noch mehr öffnen 

sollten, zeigt eine Befragung des 
Eurobarometers (Grafik):

Lediglich die Hälfte der EU-Bür-
ger ist der Meinung, dass in den 
Themenfeldern Alter und Geschlecht 
an ihrem Arbeitsplatz genug getan 
wird, um die Idee der Diversity voll-
ständig umzusetzen. 

Zwar lässt sich der Erfolg eines 
Diversity Managements nur schwer 
messen. Ein Vergleich der Unterneh-
mensberatung McKinsey zeigt aber, 
dass die Eigenkapitalrendite von 
Großunternehmen mit einem mög-
lichst „bunten“ Vorstand – Männer, 
Frauen, Alte, Junge, Deutsche, Aus-
länder – um die Hälfte höher ist als 
in anderen Betrieben. 
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Rest zu 100: „weiß nicht“ oder „Diversity muss nicht gefördert werden“;
Stand: Juni 2012; Quelle: Eurobarometer

Vielfalt am Arbeitsplatz
Bezogen auf die Arbeitswelt steht der Begriff Diversity für die Vielfalt der Belegschaft.
Das heißt, dass die Menschen in einer Organisation zum Beispiel nicht aufgrund ihres Alters,
ihrer ethnischen Herkunft oder ihres Geschlechts diskriminiert werden sollen.

So viel Prozent der EU-Bürger gaben an, dass an ihrem Arbeitsplatz ... getan wird, 
um Diversity mit Blick auf diese Bereiche zu fördern

Alter
(unter 30-Jährige)

49
37

49
39

45
42

45
43

40
43

40
49

37
44

33
46

Geschlecht

Volkszugehörigkeit 

Behinderung

Religion und
Weltanschauung

Alter
(über 55-Jährige)

Sexuelle Orientierung

Geschlechtsidentität
(z.B. Transgender)

... genug

... nicht genug

Erster Diversity-Tag in 
Deutschland
„Vielfalt unternehmen“ ist das Motto 
des 1. Diversity-Tags in Deutschland, 
den der Verein Charta der Vielfalt 
ausgerufen hat. Neben der zentralen 
Veranstaltung in Berlin gibt es bun-
desweit Aktionen zum Thema Vielfalt. 
Mitmachen können alle Unternehmen, 
die Diversity bereits umsetzen oder sich 
dafür öffnen wollen. Die Unternehmen 
können an diesem Tag außerdem die 
„Charta der Vielfalt“ unterschreiben. 
Diese Initiative gibt es seit 2006 und 
wird bereits von 1.350 Unternehmen 
und öffentlichen Einrichtung unterstützt 
– darunter von 24 Dax-Konzernen. Ins-
gesamt arbeiten in Deutschland sechs 
Millionen Menschen in Firmen, die die 
Charta unterzeichnet haben. Mit der 
Initiative soll der Vielfaltsgedanke in 
Wirtschaft und Gesellschaft verankert 
werden.  

Weitere Informationen sowie konkrete 
Handlungsempfehlungen für kleine und 
mittlere Unternehmen gibt es unter:  

www.fachkraeftesichern.de

www.charta-der-vielfalt.de/ 
diversity-tag
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Kinderbetreuung. Ab August können 
Eltern einen Betreuungsplatz für ihre 
Kinder unter drei Jahren einklagen. Wie 
viele Plätze in Kindertagesstätten und 
bei Tagesmüttern derzeit tatsächlich 
noch fehlen, weiß niemand.

Es ist ein bisschen so wie beim 
Roulette: Keiner weiß, welche Zahl 
als Nächstes kommt. So ähnlich 
muss sich auch Kristina Schröder 
fühlen. Denn selbst die Bundesfami-
lienministerin kann nicht verlässlich 
sagen, wie viele Betreuungsplätze für 
Kinder unter drei Jahren aktuell in 
Deutschland fehlen. Das ist insofern 
ungünstig, weil ab August 2013 für 
alle Kinder ab dem ersten Lebens-
jahr ein Rechtsanspruch auf eine 
Betreuung außerhalb des Eltern-
hauses besteht. Bislang gibt es diesen 
Anspruch nur für Kinder ab dem 
dritten Lebensjahr.

Dabei sind durchaus Zahlen zum 
Thema im Umlauf:

Das Deutsche Jugendinstitut geht 
davon aus, dass es derzeit einen Be-
darf von 780.000 Betreuungsplätzen 
für unter Dreijährige gibt.

Anfang März 2012 – aktuellere 
Zahlen kann das Statistische Bun-
desamt frühestens im Juli nennen – 
wurden bundesweit aber erst knapp 
560.000 Kleinkinder in die Obhut 
einer öffentlich geförderten Kita, 
Krippe oder Tagesmutter gegeben 
(Grafik). Unterm Strich blieben 
demnach mehr als 220.000 Kinder 
übrig, deren Eltern keinen Betreu-
ungsplatz gefunden haben.

Diese Zahl ist allerdings längst 
überholt. Denn die Kommunen und 
Gemeinden, die die Kita- und Krip-
penplätze bereitstellen müssen, un-

ternehmen laut Bundesfamilienmi-
nisterium zurzeit „enorme Ausbau-
anstrengungen“. Deshalb ging der 
Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund im April 2013 nur noch von 
rund 100.000 fehlenden Plätzen für 
die Kleinsten aus.

Bleibt eine dritte, noch optimisti-
schere Einschätzung: Der Deutsche 
Landkreistag kommt momentan auf 
11.700 fehlende Plätze für unter 
Dreijährige in seinem Gebiet, das 
allerdings nur 57 Prozent der Bevöl-
kerung erfasst. Um diese nahezu 
vollständige Kleinkindversorgung 
zu erreichen, werden 43 Prozent der 
Landkreise sogenannte temporäre 
Übergangslösungen ergreifen – zum 
Beispiel größere Gruppen in den 
Kindertagesstätten zulassen.

In den meisten Städten ist die 
Lage deutlich angespannter. In 
München etwa wünschen sich mehr 
als 60 Prozent der Eltern mit Kin-
dern zwischen null und drei Jahren 
eine Betreuung für ihren Nach-
wuchs, tatsächlich gibt es mit rund 
16.000 öffentlich geförderten Plätzen 

für unter Dreijährige aktuell aber 
nur eine Versorgung für 39 Prozent.

Viele Eltern kehren angesichts des 
Betreuungsnotstands auf eine altbe-
währte Institution zurück: die Groß-
eltern. So hat das Deutsche Jugend-
institut festgestellt, dass Großmütter 
und -väter für Kinder im Krippen- 
und Kindergartenalter heute nach 
den Eltern und institutionellen Or-
ganisationen die drittwichtigste Be-
treuungsinstanz sind: Fast jedes 
dritte Kind dieser Altersgruppe wird 
mindestens einmal pro Woche von 
Oma oder Opa umsorgt. 

Doch auch wenn noch immer 
viele Betreuungsplätze fehlen – das 
Personal ist jetzt schon knapp. Die 
bayerische Landeshauptstadt zum 
Beispiel streckt ihre Fühler schon 
länger über die Stadtgrenzen hinaus 
aus. In Augsburg etwa sucht sie per 
Zeitungsanzeigen nach Erziehe-
rinnen und macht ihnen den Umzug 
schmackhaft: mit einer München-
Zulage, mit unbefristeten Arbeits-
verträgen – und mit Hilfe bei der 
Suche nach einer Kinderbetreuung.
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Stand: 1. März 2012; Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder

Kita, Krippe, Tagesmutter Betreute Kinder unter drei Jahren im Jahr 2012

Sachsen-Anhalt

Mecklenburg-Vorpommern

Brandenburg

Thüringen

Sachsen

Berlin

Hamburg

Rheinland-Pfalz

Schleswig-Holstein

Hessen

Baden-Württemberg

Bayern

Niedersachsen

Saarland

Bremen

Nordrhein-Westfalen

Anzahl

in Kindertages-
einrichtungen 
bei Tagesmüttern 
oder -vätern  

Betreuungsquote
in Prozent  

29.559

21.025

30.708

25.774

48.244

41.820

17.738

25.589

16.295

36.729

62.732

73.003

41.772

4.670

3.432

79.118

558.208

57,556,6 0,9

53,641,1 12,5

53,445,9 7,5

49,847,9 1,9

46,440,8 5,6

42,638,4 4,2

35,831,2 4,6

27,024,9 2,1

24,217,0 7,2

23,719,3 4,4

23,120,0 3,1

23,020,8 2,1

22,117,0 5,1

22,119,9 2,2

21,216,9 4,3

18,112,7 5,4

27,623,3 4,3Insgesamt



beteiligung ergibt sich aus dem Anla-
geerfolg der Versicherungsgesell-
schaften.

Der Garantiezins darf 60 Prozent 
der Umlaufrendite deutscher Staats­
anleihen nicht überschreiten – das 
ist die durchschnittliche Rendite all 
jener Staatsanleihen, die sich gerade 
im wirtschaftlichen Kreislauf befin­
den. Durch diese Deckelung soll 
verhindert werden, dass die Versi­
cherungen Kunden mit Renditever­
sprechen locken, die sie am Ende 
nicht einhalten können.

Genau das ist nun jedoch passiert 
– allerdings nicht aufgrund überzo­
gener Zinsversprechen der Versiche­
rer, sondern infolge der historisch 
niedrigen Zinsen am Kapitalmarkt 
(Grafik):

In der Hochzinsphase von 1994 bis 
2000 galt noch ein Garantiezins von 
4 Prozent bis zum Laufzeitende der 
Policen. Diese 4 Prozent müssen jetzt 
mit Kapitalmarktzinsen von 1,1 Pro-
zent erwirtschaftet werden.

Solange die Versicherungsunter­
nehmen noch ältere Anleihen mit 
höheren Coupons in ihren Bilanzen 

Bei einer klassischen Lebensver­
sicherung investiert das Versiche­
rungsunternehmen die Prämien der 
Versicherten am Kapitalmarkt – 
langfristig, in der Regel in sichere 
Staatsanleihen. Anders als bei In­
vestmentfonds zählt bei Versiche­
rungen das Kollektiv, das heißt, Ge­
winne und Verluste werden auf alle 
Sparer umverteilt, um stabile Rendi­
ten aus Garantiezins und Über­
schussbeteiligung zu erzielen (Kas­
ten Seite 7).

Die Höhe des Garantiezinses wird 
vom Bundesministerium der Finanzen 
festgelegt, die Höhe der Überschuss-

Lebensversicherungen.  Die derzeit niedrigen Zinsen machen den Versiche-
rungsunternehmen schwer zu schaffen. Denn die hohen Renditen, die sie ihren 
Kunden in den 1990er Jahren versprochen haben, müssen sie jetzt an einem 
Kapitalmarkt erwirtschaften, der nur noch wenig hergibt. 

Die Deutschen stecken ihr Geld 
besonders gerne in Lebensversiche­
rungen (Kasten). Insgesamt besitzen 
sie mehr als 94 Millionen Lebensver­
sicherungspolicen im Gesamtwert 
von 750 Milliarden Euro. Rein rech­
nerisch verfügt also jeder Bundes­
bürger mindestens über eine Lebens­
versicherung.

Doch was den Versicherten ei­
gentlich ein Gefühl der Sicherheit 
geben sollte, macht mittlerweile Sor­
gen. Denn wegen der anhaltenden 
Niedrigzinsen am Kapitalmarkt 
werfen die Versicherungspolicen im­
mer weniger Rendite ab.
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Laufende Verzinsung
der Lebensversicherung

Garantiezins der
Lebensversicherung

4,00

7,40

1,75

3,91

Garantiezins der Lebensversicherung: gilt für Neuverträge, wird vom Bundesministerium 
der Finanzen festgelegt, orientiert sich an der Durchschnittsrendite deutscher Staatsanleihen; 
laufende Verzinsung der Lebensversicherungen: wird von der Versicherungsgesellschaft 
festgelegt, ergibt sich aus deren Gewinnen
Quellen: Bundesbank, Assekurata, Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft, Statista

Lebensversicherungen lohnen weniger
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5,05,0

3,7

5,15,2

Durchschnittsrendite aller
deutschen Staatsanleihen

in Prozent

Was ist eine Lebensver-
sicherung?
Eine Lebensversicherung sichert be-
stimmte Lebensrisiken ab – meist 
in Form einer Risiko- oder Kapitalle-
bensversicherung. Eine Risikolebens-
versicherung greift nur im Todesfall. 
Wenn der Versicherte innerhalb des 
Versicherungszeitraums stirbt, wird dem 
Begünstigten seiner Versicherung eine 
vereinbarte Summe ausgezahlt. Bei 
einer Kapitallebensversicherung – auch 
Erlebensfallversicherung genannt – be-
kommt der Versicherte dagegen eine 
bestimmte Summe entweder auf einen 
Schlag ausbezahlt oder als lebenslange 
Rente, wenn er ein vereinbartes Alter 
erreicht. Kapitallebensversicherungen 
gelten als private Altersvorsorge.

In der Zinsfalle



Noch können die Versicherer die 
niedrigen Kapitalmarktzinsen über 
die Bewertungsreserven ausgleichen.

Bewertungsreserven entstehen, 
wenn der Marktwert der Kapitalan­
lage über dem ursprünglichen Kauf­
preis liegt. Seit 2008 müssen diese 
Reserven als Schlussüberschuss an 
die Versicherten ausgezahlt werden. 
Davon profitieren aktuell aber nur 
die Kunden, die ihre Policen jetzt 
ausgezahlt bekommen – für die üb­
rigen Versicherten werden diese 
Überschüsse kleiner ausfallen.

Denn bei dauerhaft niedrigen 
Zinsen sind die Bewertungsreserven 
niedriger, da weitere Zinssenkungen 
unwahrscheinlich sind. Damit fallen 
dann auch die Schlussüberschüsse 
kleiner aus.

haben, können sie die Niedrigzins­
phase gut überstehen. Bleiben die 
Zinsen auf Staatsanleihen allerdings 
für längere Zeit auf niedrigem Ni­
veau, dann müssen die Versiche­
rungsunternehmen nach Alterna­
tiven suchen.

Grundsätzlich bieten sich Aktien, 
Immobilien oder Infrastrukturpro­
jekte wie der Ausbau des Strom­
netzes als Anlagealternativen an. 
Allerdings schwanken die Kurse von 
Aktien stärker als die von Staatsan­
leihen, und Immobilien sowie Infra­
strukturprojekte bieten weniger Li­
quidität – die Versicherungsunter­
nehmen müssen hier mehr Eigenka­
pital vorhalten, was besonders bei 
kleineren Versicherern zu Schwierig­
keiten führen kann.

Seite 7 | 6. Juni 2013 | Nr. 23 | iw-dienst

Noch längst nicht ausgereizt
Stille Reserve. Das Thema Fachkräfte-
mangel ist allgegenwärtig. Eine Mög-
lichkeit, die Lücke zu füllen, wurde bisher 
allerdings ausgeblendet: die sogenannte 
stille Reserve. Das sind Personen, die we-
der erwerbstätig noch arbeitslos gemeldet 
sind, unter bestimmten Umständen aber 
bereit wären zu arbeiten.
Die Rechnung im Einzelnen (Grafik): Im 
Jahr 2011 waren über 12 Millionen Bun-

desbürger im Alter von 15 bis 64 Jahren 
nicht erwerbstätig. Oft handelt es sich 
dabei um Schüler oder Studenten, aber 
auch um Frührentner, Hausfrauen und 
Hausmänner.
Immerhin 2,8 Millionen der stillen Re-
servisten wollen lieber heute als morgen 
wieder berufstätig sein – aktiv nach Arbeit 
suchen allerdings nur 1,1 Millionen Bun-
desbürger.

Warum viele Jobinteressenten nicht in 
die Pötte kommen, lässt sich immerhin 
mutmaßen:
•	 Drei Viertel der Menschen, die zur 
stillen Reserve zählen, sind Frauen – ins-
gesamt 2,04 Millionen. Fast die Hälfte der 
Nichterwerbstätigen hat minderjährige 
Kinder, die betreut werden müssen. Wer 
diese Gruppe ins Arbeitsleben integrieren 
möchte, kommt also am Thema institutio-
nelle Kinderbetreuung nicht vorbei.
•	 Vier von zehn arbeitswilligen Nicht- 
erwerbstätigen haben keine abgeschlos-
sene Berufsausbildung – unter den  
Erwerbstätigen sind es dagegen nur  
12 Prozent. Ohne Weiterbildung geht hier 
in Zeiten des Fachkräftemangels wenig.
Wenn es letztlich aber gelingen wür-
de, alle 2,8 Millionen Reservisten ins 
Arbeitsleben zu integrieren, würde das 
gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen im 
Jahr um 5 Prozent zunehmen – und das 
ist nicht nur ein Tropfen auf den heißen 
Stein. Dabei ist schon berücksichtigt, dass 
53 Prozent der Rückkehrwilligen allenfalls 
Teilzeit arbeiten wollen.©
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Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt, Sozio-oekonomisches Panel

Die stille Reserve: Ungenutztes Arbeitskräftepotenzial
in 1.000

2001 2005 2011

Nichterwerbstätige Bundesbürger 
im Alter von 15 bis 64 Jahren

davon wollen so viele wahr-
scheinlich oder sicher sofort oder 
innerhalb des kommenden Jahres 
erwerbstätig werden 
(= stille Reserve)

davon sind so viele sofort 
verfügbar und haben in den 
letzten vier Wochen aktiv nach 
einer Stelle gesucht

15.168

1.957
3.089

1.291 1.133

2.824

14.504

12.442

634

So ergibt sich die  
Gesamtverzinsung einer 
Lebensversicherung
Garantiezins. Wird vom Bundesminis
terium der Finanzen festgelegt und 
darf 60 Prozent der langfristigen Um-
laufrendite deutscher Staatsanleihen 
nicht überschreiten. Derzeit beträgt der 
Garantiezins 1,75 Prozent.

Überschussbeteiligung. Die Über-
schüsse der Versicherung aus dem  
laufenden Versicherungsgeschäft  
werden jährlich an die Versicherten 
ausgeschüttet.

Schlussüberschuss. Beteiligung der 
Versicherungsnehmer an den Bewer-
tungsreserven zum Vertragsende. Be-
wertungsreserven ergeben sich, wenn 
die Kurse von Staatsanleihen über ih-
rem ursprünglichen Ausgabekurs liegen.



Büffeln für den Beruf 

Betriebliche Weiterbildung. Die Lust 
am Lernen im Erwachsenenalter ist in 
den vergangenen Jahren gestiegen. 
Dabei gilt: Je höher der Berufsab-
schluss, desto größer die Ambitionen, 
sich weiterzubilden.

Chinesisch büffeln, Präsentations-
techniken verfeinern oder Excel-
Kenntnisse vertiefen: Der Erwerb 
von Zusatzqualifikationen ist Trend. 
So hat sich 2012 jeder zweite Er-
wachsene in Deutschland weiterge-
bildet – so viele wie noch nie. Dies 
geht aus dem Adult Education Sur-
vey hervor, der die Weiterbildungs-
ambitionen in der Bundesrepublik 
seit 1979 ermittelt. Die Weiterbil-
dungsaktivitäten werden dabei fol-
gendermaßen unterschieden:

•	 Auf die nicht-berufsbezogene pri-
vate Weiterbildung entfielen im Jahr 
2012 rund 18 Prozent aller Lernver-
anstaltungen.

•	 Die individuelle berufsbezogene 
Weiterbildung machte zuletzt 13 Pro-

zent aller Weiterbildungsmaß-
nahmen aus. Dazu zählen alle Akti-
vitäten, die zwar berufliche Gründe 
haben, aber weder während der Ar-
beitszeit erfolgen noch vom Arbeit-
geber finanziert werden.

•	 Die betriebliche Weiterbildung 
schließlich umfasst Kurse und Semi-
nare, die komplett oder teilweise 
während der Arbeitszeit stattfinden 
und vom Arbeitgeber finanziert wer-
den. Auch das gezielte Lernen am 
Arbeitsplatz – etwa das Einweisen 
durch Kollegen und Vorgesetzte – 
zählt dazu. Die betriebliche Weiter-
bildung ist mit 69 Prozent aller Wei-
terbildungsaktivitäten das größte 
Segment. 

Doch obwohl die betriebliche 
Weiterbildung am weitesten verbrei-

tet ist, begeistern sich nicht alle 
gleich stark für sie (Grafik): 

Je höher der berufliche Abschluss, 
desto eher nehmen Personen an be-
trieblicher Weiterbildung teil.

So qualifizierten sich zuletzt nur 
18 Prozent der Personen ohne Be-
rufsabschluss weiter, wohingegen 53 
Prozent der Meister und Fachschul-
absolventen für den Beruf büffelten. 

Auch die Unternehmensgröße hat 
Einfluss auf die Fortbildungsaktivi-
täten. Je größer das Unternehmen, 
desto größer das Engagement: So 
beteiligen sich in Betrieben mit bis 
zu zehn Beschäftigten nur 36 Prozent 
der Belegschaft an betrieblicher Wei-
terbildung, in großen Betrieben mit 
1.000 und mehr Mitarbeitern sind es 
63 Prozent. 
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Arbeitslose, Nichterwerbstätige: waren zum Zeitpunkt 
der Weiterbildung erwerbstätig, zum Zeitpunkt der 
Befragung nicht mehr; Quelle: Adult Education Survey 

Betriebliche Weiterbildung
So viel Prozent der Befragten haben 2012 an Weiterbildungsmaßnahmen teilgenommen, die kom-
plett oder teilweise während der Arbeitszeit stattfanden und vom Arbeitgeber finanziert wurden

Kein Berufsabschluss

Lehre/Berufsabschluss

Meister/Fachschule

(Fach-)Hochschule

1 bis 10 Beschäftigte

11 bis 19 Beschäftigte

20 bis 49 Beschäftigte

50 bis 249 Beschäftigte

250 bis 999 Beschäftigte

1.000 und mehr Beschäftigte
Erwerbstätige

Arbeitslose

Nichterwerbstätige

18

33

53

51

36

42

48

56

57

63
46

6

7

Nach Qualifikation Nach Unternehmensgröße

Nach Erwerbsstatus


